
- Bevollmächtigter: Rechtsanwalt Sebastian Glathe,
in Kanzlei Glathe & Kollegen,
Konradstraße 15 a, 79100 Freiburg -

BUNDESVERFASSUNGSGERICHT

- 2 BvR 1258/18 -

IM NAMEN DES VOLKES

In dem Verfahren
über

die Verfassungsbeschwerde

des Herrn M…,

gegen a) den Beschluss des Oberlandesgerichts Karlsruhe vom 18. Mai 2018 -
HEs 3 Ws 211/18, HEs 3 Ws 212-219/18 -,

b) den Haftbefehl des Amtsgerichts Villingen-Schwenningen vom 9. Juni
2017 - 9 Gs 68/17 -

und Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung

hat die 1. Kammer des Zweiten Senats des Bundesverfassungsgerichts durch

den Präsidenten Voßkuhle,

die Richterin König

und den Richter Maidowski

am 1. August 2018 einstimmig beschlossen:

Der Beschluss des Oberlandesgerichts Karlsruhe vom 18. Mai 2018 -
HEs 3 Ws 211/18, HEs 3 Ws 212-219/18 - verletzt den Beschwerdefüh-
rer in seinem Grundrecht aus Artikel 2 Absatz 2 Satz 2 des Grundge-
setzes.

Der Beschluss des Oberlandesgerichts Karlsruhe wird aufgehoben,
soweit hierdurch die Fortdauer der Untersuchungshaft des Beschwer-
deführers angeordnet wurde. Die Sache wird an das Oberlandesge-
richt zurückverwiesen.
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Im Übrigen wird die Verfassungsbeschwerde nicht zur Entscheidung
angenommen.

Damit erledigt sich der Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anord-
nung.

Das Land Baden-Württemberg hat dem Beschwerdeführer seine not-
wendigen Auslagen zu erstatten.

Der Wert des Gegenstands der anwaltlichen Tätigkeit wird auf 10.000
Euro (in Worten: zehntausend Euro) festgesetzt.

G r ü n d e :

A.

Die mit einem Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung verbundene Verfas-
sungsbeschwerde wendet sich gegen einen Beschluss des Oberlandesgerichts
Karlsruhe vom 18. Mai 2018, durch den die Fortdauer der Untersuchungshaft gegen
den Beschwerdeführer angeordnet wurde, und gegen den (ursprünglichen) Haftbe-
fehl des Amtsgerichts Villingen-Schwenningen vom 9. Juni 2017.

I.

1. Der Beschwerdeführer befindet sich seit dem 21. Juni 2017 in Untersuchungs-
haft. Ihm wird unerlaubtes Handeltreiben mit Betäubungsmitteln in nicht geringer
Menge in drei Fällen und unerlaubter Besitz einer Schusswaffe vorgeworfen. Das
sehr umfangreiche Verfahren richtet sich gegen insgesamt elf Personen, denen ne-
ben der Einfuhr von und dem bandenmäßigen Handeltreiben mit verschiedenen Be-
täubungsmitteln im mehrstelligen Kilogrammbereich auch ein Mordversuch und wei-
tere Delikte zur Last gelegt werden.

Die unter dem 21. Februar 2018 verfasste Anklageschrift ging am 27. Februar 2018
beim Landgericht Konstanz ein und wurde dem Beschwerdeführer am 9. März 2018
in deutscher Sprache und am 11. April 2018 in italienischer Übersetzung zugestellt.
Am 18. April 2018 erließ das Landgericht einen neuen Haftbefehl gegen den Be-
schwerdeführer nach Maßgabe der Anklageschrift, den es unter Aufhebung des bis-
herigen Haftbefehls des Amtsgerichts Villingen-Schwenningen vom 9. Juni 2017 am
4. Mai 2018 dem Beschwerdeführer eröffnete und in Vollzug setzte.

Im Rahmen der Vorlage der Akten an das Oberlandesgericht vermerkte der Vorsit-
zende der Strafkammer am 23. April 2018, dass eine Verhandlung im Mehrzweck-
saal in Stuttgart-Stammheim zwar nicht mehr ausgeschlossen sei, dies allerdings
weiterer Abklärung bedürfe und derzeit noch ungewiss sei. Er werde nunmehr paral-
lel beginnen, die terminliche Verfügbarkeit der Verteidiger abzufragen, um dann eine
Terminskonzeption zu erstellen. Mit E-Mail vom 14. Mai 2018 begann der Vorsitzen-
de mit der Abstimmung von Verhandlungsterminen. Er teilte mit, dass das Mehr-
zweckgebäude in Stammheim ab frühestens Mitte September 2018 mit zwei Ver-
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handlungstagen pro Woche zur Verfügung stehe. Um dem Beschleunigungsgebot
gerecht zu werden, solle versucht werden, bereits ab dem 6. August 2018 vereinzelte
Termine zu finden. Der Verteidiger des Beschwerdeführers antwortete, dass er an
den Terminen zwischen dem 6. und 16. August 2018 nicht verfügbar sei, und reser-
vierte die weiteren vorgeschlagenen Termine ab dem 20. August 2018.

2. Das Oberlandesgericht Karlsruhe ordnete mit Beschlüssen vom 5. Februar 2018
und vom 18. Mai 2018 die Fortdauer der Untersuchungshaft an.

In dem angegriffenen Beschluss vom 18. Mai 2018 hat das Oberlandesgericht - so-
weit vorliegend erheblich - ausgeführt, dass besondere Gründe im Sinne des § 121
Abs. 1 StPO gegeben seien, die ein Urteil noch nicht zugelassen hätten und die Auf-
rechterhaltung der Untersuchungshaft im Ergebnis weiterhin rechtfertigten.

Nach vorausgegangenen intensiven Bemühungen um einen - im Landgericht Kon-
stanz nicht vorhandenen - Sitzungssaal von angemessener Größe und Sicherheits-
ausstattung für die Durchführung der Hauptverhandlung habe der Vorsitzende am
14. Mai 2018 die Abstimmung von Verhandlungsterminen eingeleitet. Für den Fall
der Eröffnung des Hauptverfahrens könne die Hauptverhandlung im Sitzungssaal
Stuttgart-Stammheim (Mehrzweckgebäude) stattfinden. Ausgehend von dessen Be-
legung durch die örtlichen Gerichte habe der Vorsitzende den Verteidigern eine Ter-
minierung ab dem 6. August 2018 (und 13 weiteren Tagen im August sowie vier Ta-
gen im September bis zum 14. September 2018) als möglich in Aussicht gestellt und -
mit dem Ziel einer dauerhaft zweitägig aufeinanderfolgenden Verhandlung pro Wo-
che - vorläufig um verbindliche Reservierung von jeweils Dienstag, Mittwoch und
Donnerstag ab dem 17. September 2018 gebeten, da ab diesem Zeitpunkt der Sit-
zungssaal in Stammheim an den genannten Wochentagen kontinuierlich zur Verfü-
gung stehe.

Mit Blick auf den beträchtlichen Umfang, das hohe Maß an Komplexität, die große
Zahl der Angeschuldigten und die Vielzahl weiterer am Tatgeschehen beteiligter Per-
sonen weise das vorliegende Verfahren - jenseits der Schwere der gegenständlichen
Betäubungsmittel- und Gewaltdelikte aus dem Bereich der international organisierten
(Banden-)Kriminalität - Besonderheiten auf, die eine Fortdauer der Untersuchungs-
haft als weiterhin angemessen und angesichts der jeweiligen Straffolgenerwartung
auch als verhältnismäßig erscheinen ließen. Der Senat gehe dabei davon aus, dass
nach Rücklauf der Akten über die Eröffnung des Hauptverfahrens entschieden und
gegebenenfalls eine dem Beschleunigungsgebot in Haftsachen genügende Termi-
nierung der Hauptverhandlung erfolgen werde.

II.

Der Beschwerdeführer sieht sich in seinem Recht auf Freiheit der Person (Art. 2
Abs. 2 Satz 2 GG) verletzt, weil die Fortdauer der Untersuchungshaft unverhältnis-
mäßig sei. Er trägt vor, der Vorsitzende hätte sofort nach Eingang der Anklageschrift
Ende Februar 2018 mit verfahrensbeschleunigenden Maßnahmen beginnen und ins-
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besondere eine Terminierung für den Fall der Eröffnung des Hauptverfahrens in An-
griff nehmen müssen. Vorrangig wäre dabei gewesen, sich auf die Suche nach einem
Sitzungssaal zu begeben, der die Durchführung der Hauptverhandlung ermöglichen
würde. Nachdem bereits bei Ankündigung der Anklage im August 2017 absehbar ge-
wesen sei, dass die Räumlichkeiten des sich zur Zeit im Umbau befindlichen Land-
gerichts Konstanz mit Sicherheit dort keine Durchführung der Hauptverhandlung er-
möglichen würden, hätte bereits damals Sorge getragen werden können, dass der
Sitzungssaal des Mehrzweckgebäudes in Stuttgart-Stammheim auch schon zu ei-
nem früheren Zeitpunkt zur Verfügung stehen würde. Am 23. April 2018 habe die An-
klage bereits fast zwei Monate vorgelegen.

Jedenfalls fehle dem angegriffenen Beschluss insoweit die erforderliche Begrün-
dungstiefe. Insbesondere lasse sich nicht erkennen, weshalb es dem Vorsitzenden
nicht möglich gewesen sein sollte, parallel zu den „intensiven Bemühungen“ hinsicht-
lich eines Sitzungssaals auch gleichzeitig die Terminplanung in Angriff zu nehmen,
um die danach eingetretenen zeitlichen Verhinderungsgründe der einzelnen Verteidi-
ger zu berücksichtigen.

Der Beschwerdeführer sei auch dadurch in seinem Grundrecht aus Art. 2 Abs. 2
Satz 2 GG verletzt, dass trotz Entscheidungsreife noch nicht einmal die Eröffnung
des Hauptverfahrens beschlossen worden sei.

III.

1. Nach Auffassung des Generalbundesanwalts beim Bundesgerichtshof ist die
Verfassungsbeschwerde mangels gegenwärtiger Beschwer unzulässig, soweit sie
sich gegen den zwischenzeitlich aufgehobenen Haftbefehl des Amtsgerichts
Villingen-Schwenningen vom 9. Juni 2017 wendet.

Im Übrigen werde der Verfassungsbeschwerde der Erfolg nicht zu versagen sein.
Der Beschluss des Oberlandesgerichts Karlsruhe vom 18. Mai 2018 verletze den Be-
schwerdeführer in seinem Grundrecht aus Art. 2 Abs. 2 Satz 2 GG; er werde den an
die Begründungstiefe von Haftfortdauerentscheidungen zu stellenden verfassungs-
rechtlichen Anforderungen nicht gerecht. Er enthalte keine verfassungsrechtlich trag-
fähige Begründung, die eine weitere Fortdauer der Untersuchungshaft rechtfertigen
könnte.

Das Oberlandesgericht habe bereits nicht dargelegt, welche Gründe der Eröffnung
des Verfahrens aktuell noch entgegenstünden. Die angefochtene Entscheidung las-
se eine Auseinandersetzung mit der Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-
richts vermissen, wonach im Falle der Entscheidungsreife über die Zulassung der An-
klage zur Hauptverhandlung zu beschließen sei. Vor dem Hintergrund, dass die
gegen den Beschwerdeführer angeordnete Untersuchungshaft zum Zeitpunkt der
Entscheidung bereits seit etwa elf Monaten angedauert habe und die Entscheidung
überdies keine Umstände erkennen lasse, die geeignet seien, der Eröffnung des Ver-
fahrens entgegenzustehen, hätte sich das Oberlandesgericht zu einer Auseinander-
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setzung hiermit gedrängt sehen müssen. So teile das Oberlandesgericht in diesem
Zusammenhang lediglich mit, dass die Anklage bereits am 27. Februar 2018 beim
Landgericht Konstanz eingegangen und diese an die Verfahrensbeteiligten unter Set-
zung einer Erklärungsfrist von zwei Wochen zugestellt worden sei. Die weiteren vom
Oberlandesgericht genannten Gesichtspunkte seien indes nicht geeignet, die bei der
Eröffnungsentscheidung zu beantwortende Frage, ob nach den Ergebnissen des vor-
bereitenden Verfahrens der Angeschuldigte einer Straftat hinreichend verdächtig er-
scheine (vgl. § 203 StPO), zu beeinflussen. So müsse insbesondere die Findung ei-
nes geeigneten Sitzungssaals und von Hauptverhandlungsterminen zum Zeitpunkt
der Eröffnung des Verfahrens noch nicht abgeschlossen sein (vgl. § 213 StPO). Nach
der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts seien dem Spruchkörper nach
der Eröffnungsentscheidung im Regelfall weitere drei Monate zur Vorbereitung der
Hauptverhandlung einzuräumen.

Darüber hinaus hätte sich das Oberlandesgericht mit der Frage auseinandersetzen
müssen, ob und inwieweit die Suche nach einem geeigneten Sitzungssaal möglicher-
weise bereits zu einer Verfahrensverzögerung geführt habe oder absehbar zu einer
solchen führen werde. Die angefochtene Entscheidung teile zwar die mit der Suche
nach einem geeigneten Sitzungssaal im Zusammenhang stehenden Eckdaten mit,
setze sich mit ihnen in der Folge jedoch nicht inhaltlich auseinander. Zu einer Ausein-
andersetzung mit diesem Gesichtspunkt hätte sich das Oberlandesgericht jedoch ge-
drängt sehen müssen. Denn bereits der Umstand, dass die Entscheidung in Bezug
auf die Frage, ob das Verfahren bereits zu eröffnen gewesen wäre, keine schlüssigen
Hinderungsgründe erkennen lasse, obwohl die Untersuchungshaft zu diesem Zeit-
punkt bereits seit etwa elf Monaten angedauert habe, deute darauf hin, dass die Su-
che nach einem geeigneten Sitzungssaal das Verfahren bereits verzögert habe.
Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts könne die Un-
tersuchungshaft dann nicht mehr als notwendig anerkannt werden, wenn ihre Fort-
dauer durch Verfahrensverzögerungen verursacht sei, die ihre Ursache nicht in dem
konkreten Strafverfahren hätten und daher von dem Beschuldigten nicht zu vertreten,
sondern vermeidbar und sachlich nicht gerechtfertigt seien. Angesichts dessen hätte
sich das Oberlandesgericht mithin insbesondere damit auseinandersetzen müssen,
ob die Suche nach einem geeigneten Sitzungssaal bereits zu einer Verfahrensverzö-
gerung geführt habe oder absehbar zu einer solchen führen werde und - sollte dies
zu bejahen sein - ob diese ihre Ursache im konkreten Strafverfahren habe oder im Er-
gebnis auf eine unzureichende justizielle Infrastruktur zurückzuführen sei, die vom
Beschwerdeführer nicht zu vertreten sei. Diesen Anforderungen werde die hier ange-
fochtene oberlandesgerichtliche Entscheidung nicht gerecht.

2. Das Ministerium der Justiz und für Europa Baden-Württemberg hat am 31. Juli
2018 Stellung genommen.

Soweit sich Verfassungsbeschwerde und Eilantrag gegen den Haftbefehl des Amts-
gerichts Villingen-Schwenningen vom 9. Juni 2017 richteten, seien sie unzulässig, da
der Beschwerdeführer nach Ersetzung dieses angegriffenen Akts durch den Haftbe-
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fehl vom 18. April 2018, der am 4. Mai 2018 in Vollzug gesetzt worden sei, nicht mehr
beschwert sei.

Im Übrigen sei die Verfassungsbeschwerde unbegründet. Es handele sich bei dem
Ausgangsverfahren vor dem Landgericht und dem vorausgegangenen Ermittlungs-
verfahren der Staatsanwaltschaft Konstanz um ein sehr umfangreiches Verfahren
der organisierten Kriminalität. Zu der beim Landgericht am 27. Februar 2018 einge-
gangenen Anklageschrift sei den Verteidigern eine Stellungnahmefrist von zwei Wo-
chen eingeräumt worden, die auch auf Antrag des Bevollmächtigten des Beschwer-
deführers bis Ende März verlängert worden sei. Bereits am 14. Mai 2018, also noch
vor dem angegriffenen Beschluss des Oberlandesgerichts Karlsruhe vom 18. Mai
2018, habe der Vorsitzende die Absprache für Hauptverhandlungstermine ab dem 6.
August 2018 unternommen, für die auch ein Sitzungssaal zur Verfügung gestanden
habe. Der Sitzungsbeginn nicht bereits Anfang August, sondern erst am 21. Septem-
ber 2018 sei auf die vorherige Nichtverfügbarkeit der Verteidiger zurückzuführen. Die
terminliche Abstimmung, während derer der Kammervorsitzende unter anderem
nach Ablauf der Rückmeldungsfrist auch beim Bevollmächtigten des Beschwerdefüh-
rers nochmals habe nachfragen müssen, sei am 4. Juni 2018 abgeschlossen gewe-
sen; am 6. Juni 2018 seien den Beteiligten die Termine ab 21. September 2018 mit-
geteilt worden. Der erste Sitzungstermin sei das Ergebnis der Rückmeldung der
Verteidiger.

Die Festlegung des Sitzungssaales habe zu keinen Verzögerungen geführt. Neben
dem zunächst präferierten Saal im Mehrzweckgebäude in Stuttgart-Stammheim sei-
en in Baden-Württemberg jederzeit kurzfristig auch andere geeignete Räumlichkeiten
verfügbar (beispielsweise in der Justizvollzugsanstalt Mannheim). Dies zeige sich
schon daran, dass binnen kurzer Zeit ein Ersatzgebäude habe gefunden werden kön-
nen, nachdem Anfang Juni 2018 ein Wasserschaden das zunächst vorgesehene Ge-
bäude in Stuttgart-Stammheim beschädigt habe.

3. Dem Bundesverfassungsgericht haben die Akten des Landgerichts Konstanz 4
Ks 60 Js 21420/16 (Stand: 24. Juli 2018) in Abschrift vorgelegen.

Hieraus geht hervor, dass das Landgericht am 18. Juli 2018 die Anklage weitge-
hend - in Bezug auf den Beschwerdeführer uneingeschränkt - zur Hauptverhandlung
zugelassen hat. Zugleich hat der Vorsitzende Hauptverhandlungstermine am 21.
September 2018 und am 2. Oktober 2018 im Schwurgerichtssaal des Landgerichts
Karlsruhe und ab dem 17. Oktober 2018 bis zum 26. Juni 2019 im „ehemaligen Sie-
mens AG Areal“ in Konstanz bestimmt.

B.

Die Kammer nimmt die Verfassungsbeschwerde zur Entscheidung an und gibt ihr
nach § 93c Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit § 93a Abs. 2 Buchstabe b BVerfGG statt,
soweit der Beschwerdeführer die Verletzung seiner Rechte aus Art. 2 Abs. 2 Satz 2
GG durch den Beschluss des Oberlandesgerichts Karlsruhe vom 18. Mai 2018 rügt.
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Die Annahme der Verfassungsbeschwerde ist im dargelegten Umfang zur Durchset-
zung der Grundrechte des Beschwerdeführers angezeigt (§ 93a Abs. 2 Buchstabe b
BVerfGG). Insoweit ist die zulässige Verfassungsbeschwerde offensichtlich begrün-
det. Die für die Beurteilung der Verfassungsbeschwerde maßgeblichen verfassungs-
rechtlichen Fragen hat das Bundesverfassungsgericht bereits entschieden (§ 93c
Abs. 1 Satz 1 BVerfGG).

I.

Der Beschluss des Oberlandesgerichts Karlsruhe vom 18. Mai 2018 verletzt den
Beschwerdeführer in seinem Grundrecht aus Art. 2 Abs. 2 Satz 2 GG.

1. Bei der Anordnung und Aufrechterhaltung der Untersuchungshaft ist stets das
Spannungsverhältnis zwischen dem in Art. 2 Abs. 2 Satz 2 GG gewährleisteten
Recht des Einzelnen auf persönliche Freiheit und den unabweisbaren Bedürfnissen
einer wirksamen Strafverfolgung zu beachten. Grundsätzlich darf nur einem rechts-
kräftig Verurteilten die Freiheit entzogen werden. Der Entzug der Freiheit eines der
Straftat lediglich Verdächtigen ist wegen der Unschuldsvermutung, die ihre Wurzel im
Rechtsstaatsprinzip des Art. 20 Abs. 3 GG hat und auch in Art. 6 Abs. 2 EMRK aus-
drücklich hervorgehoben ist (vgl. BVerfGE 19, 342 <347>; 74, 358 <370 f.>), nur aus-
nahmsweise zulässig. Dabei muss den vom Standpunkt der Strafverfolgung aus er-
forderlich und zweckmäßig erscheinenden Freiheitsbeschränkungen der
Freiheitsanspruch des noch nicht rechtskräftig verurteilten Beschuldigten als Korrek-
tiv gegenübergestellt werden, wobei dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit eine
maßgebliche Bedeutung zukommt (vgl. grundlegend BVerfGE 19, 342 <347> sowie
BVerfGE 20, 45 <49 f.>; 36, 264 <270>; 53, 152 <158 f.>; BVerfGK 15, 474 <479>;
BVerfG, Beschluss der 3. Kammer des Zweiten Senats vom 22. Januar 2014 - 2 BvR
2248/13 u.a. -, juris, Rn. 32; Beschluss der 2. Kammer des Zweiten Senats vom 30.
Juli 2014 - 2 BvR 1457/14 -, juris, Rn. 19; Beschluss der 1. Kammer des Zweiten Se-
nats vom 20. Dezember 2017 - 2 BvR 2552/17 -, juris, Rn. 15; Beschluss der 1. Kam-
mer des Zweiten Senats vom 11. Juni 2018 - 2 BvR 819/18 -, juris, Rn. 27).

Die Strafverfolgungsbehörden und Strafgerichte müssen daher alle möglichen und
zumutbaren Maßnahmen ergreifen, um die notwendigen Ermittlungen mit der gebo-
tenen Schnelligkeit abzuschließen und eine gerichtliche Entscheidung über die ei-
nem Beschuldigten vorgeworfenen Taten herbeizuführen. Der Beschleunigungs-
grundsatz beansprucht auch für das Zwischenverfahren nach den §§ 199 ff. StPO
Geltung. In diesem Stadium muss das Verfahren ebenfalls mit der gebotenen Zügig-
keit gefördert werden, um bei Entscheidungsreife über die Zulassung der Anklage zur
Hauptverhandlung zu beschließen und im Regelfall innerhalb von weiteren drei Mo-
naten mit der Hauptverhandlung zu beginnen (vgl. BVerfG, Beschluss der 2. Kammer
des Zweiten Senats vom 4. Mai 2011 - 2 BvR 2781/10 -, juris, Rn. 15; Beschluss der
3. Kammer des Zweiten Senats vom 14. November 2012 - 2 BvR 1164/12 -, juris, Rn.
43; Beschluss der 2. Kammer des Zweiten Senats vom 30. Juli 2014 - 2 BvR 1457/14
-, juris, Rn. 21; Beschluss der 1. Kammer des Zweiten Senats vom 20. Dezember
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2017 - 2 BvR 2552/17 -, juris, Rn. 16; Beschluss der 1. Kammer des Zweiten Senats
vom 11. Juni 2018 - 2 BvR 819/18 -, juris, Rn. 28, 37).

Zur Durchführung eines geordneten Strafverfahrens und zur Sicherstellung der
Strafvollstreckung kann die Untersuchungshaft dann nicht mehr als notwendig aner-
kannt werden, wenn ihre Fortdauer durch Verfahrensverzögerungen verursacht ist,
die ihre Ursache nicht in dem konkreten Strafverfahren haben und daher von dem
Beschuldigten nicht zu vertreten, sondern vermeidbar und sachlich nicht gerechtfer-
tigt sind (vgl. BVerfGK 15, 474 <480> m.w.N.). Entsprechend dem Gewicht der zu
ahndenden Straftat können zwar kleinere Verfahrensverzögerungen die Fortdauer
der Untersuchungshaft rechtfertigen. Allein die Schwere der Tat und die sich daraus
ergebende Straferwartung vermögen aber bei erheblichen, vermeidbaren und dem
Staat zuzurechnenden Verfahrensverzögerungen nicht zur Rechtfertigung einer oh-
nehin schon lang andauernden Untersuchungshaft zu dienen (BVerfGK 7, 140
<156>; BVerfG, Beschluss der 2. Kammer des Zweiten Senats vom 30. Juli 2014 - 2
BvR 1457/14 -, juris, Rn. 22; Beschluss der 1. Kammer des Zweiten Senats vom 20.
Dezember 2017 - 2 BvR 2552/17 -, juris, Rn. 17; Beschluss der 1. Kammer des Zwei-
ten Senats vom 11. Juni 2018 - 2 BvR 819/18 -, juris, Rn. 29).

Da der Grundrechtsschutz auch durch die Verfahrensgestaltung zu bewirken ist
(vgl. hierzu BVerfGE 53, 30 <65>; 63, 131 <143>), unterliegen Haftfortdauerentschei-
dungen einer erhöhten Begründungstiefe (vgl. BVerfGE 103, 21 <35 f.>; BVerfGK 7,
140 <161>; 10, 294 <301>; 15, 474 <481>; 19, 428 <433>; BVerfG, Beschluss der 3.
Kammer des Zweiten Senats vom 22. Januar 2014 - 2 BvR 2248/13 u.a. -, juris, Rn.
38). In der Regel sind in jedem Beschluss über die Anordnung der Fortdauer der Un-
tersuchungshaft aktuelle Ausführungen zu dem weiteren Vorliegen ihrer Vorausset-
zungen, zur Abwägung zwischen dem Freiheitsgrundrecht des Beschuldigten und
dem Strafverfolgungsinteresse der Allgemeinheit sowie zur Frage der Verhältnismä-
ßigkeit geboten, weil sich die dafür maßgeblichen Umstände angesichts des Zeitab-
laufs in ihrer Gewichtigkeit verschieben können (vgl. BVerfGK 7, 140 <161>; 10, 294
<301>; 15, 474 <481>; 19, 428 <433>; BVerfG, Beschluss der 3. Kammer des Zwei-
ten Senats vom 22. Januar 2014 - 2 BvR 2248/13 u.a. -, juris, Rn. 38). Die zugehöri-
gen Ausführungen müssen in Inhalt und Umfang eine Überprüfung des Abwägungs-
ergebnisses am Grundsatz der Verhältnismäßigkeit nicht nur für den Betroffenen
selbst, sondern auch für das die Anordnung treffende Fachgericht im Rahmen einer
Eigenkontrolle gewährleisten und in sich schlüssig und nachvollziehbar sein (vgl.
BVerfGK 7, 421 <429 f.>; 8, 1 <5>; 15, 474 <481 f.>; BVerfG, Beschluss der 3. Kam-
mer des Zweiten Senats vom 22. Januar 2014 - 2 BvR 2248/13 u.a. -, juris, Rn. 39;
Beschluss der 2. Kammer des Zweiten Senats vom 30. Juli 2014 - 2 BvR 1457/14 -,
juris, Rn. 25; Beschluss der 1. Kammer des Zweiten Senats vom 20. Dezember 2017
- 2 BvR 2552/17 -, juris, Rn. 19; Beschluss der 1. Kammer des Zweiten Senats vom
11. Juni 2018 - 2 BvR 819/18 -, juris, Rn. 31).

2. Diesen Vorgaben genügt der angegriffene Beschluss des Oberlandesgerichts
Karlsruhe nicht. Er enthält keine verfassungsrechtlich tragfähige Begründung, die die
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29

30

31

32

33

weitere Fortdauer der Untersuchungshaft rechtfertigen könnte.

Das Verfahren ist nach Eingang der Anklageschrift beim Landgericht nicht in der
durch das Gewicht des Freiheitseingriffs gebotenen Zügigkeit gefördert worden. Der
angegriffene Beschluss zeigt keine besonderen Umstände auf, die die Fortdauer der
Untersuchungshaft verfassungsrechtlich hinnehmbar erscheinen lassen könnten. Er
wird damit den verfassungsrechtlichen Anforderungen an die Begründung von Haft-
fortdauerentscheidungen nicht gerecht.

a) Das Oberlandesgericht hat nicht schlüssig begründet, warum es sich um einen
besonderen Ausnahmefall handeln soll, der es rechtfertigen würde, dass das Land-
gericht zum Zeitpunkt des angegriffenen Beschlusses vom 18. Mai 2018 noch nicht
über die Zulassung der Anklage im Zwischenverfahren (§§ 199 ff. StPO) entschieden
hatte. Die Anklageschrift vom 21. Februar 2018 lag dort bereits knapp drei Monate
vor, die Untersuchungshaft des Beschwerdeführers dauerte bereits fast ein Jahr an.
Anhaltspunkte dafür, dass die Entscheidungsreife über die Zulassung der Anklage
gefehlt haben könnte, liegen nicht vor.

Zwar mag es in vielen Fällen praktikabel sein, über die Zulassung der Anklage zeit-
gleich mit der Terminierung zu entscheiden. Ist eine Terminierung jedoch auf abseh-
bare Zeit nicht möglich, etwa weil noch Termine abgestimmt werden müssen oder ein
geeigneter Sitzungssaal gesucht werden muss, hat das Gericht vorab über die Zulas-
sung der Anklage zu entscheiden und damit das Zwischenverfahren abzuschließen.
Maßgeblich ist insoweit nur, inwieweit das Gericht von einem hinreichenden Tatver-
dacht ausgeht (§ 203 StPO), sodass sich der Angeschuldigte fortan - im Umfang der
Zulassung der Anklage - in der prozessualen Stellung eines Angeklagten befindet (§
157 StPO). Ob bereits Termine abgestimmt werden konnten und ob ein geeigneter
Sitzungssaal zur Verfügung steht, ist für die Entscheidungsreife über die Zulassung
der Anklage unerheblich (vgl. § 213 StPO).

b) Zudem setzt sich das Oberlandesgericht nicht hinreichend mit dem Umstand aus-
einander, dass eine Verzögerung des Verfahrens vor allem auch darin begründet
sein könnte, dass der Vorsitzende der Strafkammer erst am 14. Mai 2018 - zweiein-
halb Monate nach Anklageerhebung und wenige Tage vor dem angegriffenen Be-
schluss des Oberlandesgerichts - mit der Terminsabstimmung begonnen hat. Warum
diese nicht schon deutlich früher - etwa zeitgleich mit der Mitteilung der Anklage-
schrift gemäß § 201 Abs. 1 Satz 1 StPO und gegebenenfalls auch unter Vorbehalt ei-
nes noch zu findenden Sitzungssaals - möglich gewesen sein sollte, legt das Ober-
landesgericht nicht schlüssig dar. Im Übrigen wären nach der Stellungnahme des
Ministeriums der Justiz und für Europa jederzeit kurzfristig geeignete Räumlichkeiten
verfügbar gewesen, wie sich auch später bestätigt hat.

II.

Es ist daher gemäß § 95 Abs. 1 Satz 1 BVerfGG festzustellen, dass der Beschluss
des Oberlandesgerichts Karlsruhe vom 18. Mai 2018 den Beschwerdeführer in sei-
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34

35

36

37

38

nem Grundrecht aus Art. 2 Abs. 2 Satz 2 GG verletzt. Der Beschluss ist insoweit
unter Zurückverweisung der Sache aufzuheben (§ 93c Abs. 2 i.V.m. § 95 Abs. 2
BVerfGG). Das Oberlandesgericht wird unter Beachtung der vorstehenden Ausfüh-
rungen erneut über die Haftfortdauer zu entscheiden haben.

III.

Die Verfassungsbeschwerde ist unzulässig und wird daher nicht zur Entscheidung
angenommen, soweit sie sich gegen den (ursprünglichen) Haftbefehl des Amtsge-
richts Villingen-Schwenningen vom 9. Juni 2017 richtet. Insoweit ist weder gemäß §
90 Abs. 2 Satz 1 BVerfGG der Rechtsweg erschöpft noch die Monatsfrist des § 93
Abs. 1 BVerfGG gewahrt. Der Haftbefehl des Amtsgerichts ist zudem durch den neu-
en Haftbefehl des Landgerichts vom 18. April 2018 ersetzt worden, sodass der Be-
schwerdeführer dadurch nicht mehr beschwert ist.

IV.

Mit der Entscheidung in der Hauptsache erledigt sich der Antrag des Beschwerde-
führers auf Erlass einer einstweiligen Anordnung.

C.

I. Die Entscheidung über die Auslagenerstattung beruht auf § 34a Abs. 2 BVerfGG;
der Beschwerdeführer hat sein Rechtsschutzziel im Wesentlichen erreicht (vgl.
BVerfG, Beschluss der 2. Kammer des Zweiten Senats vom 7. März 2017 - 2 BvR
162/16 -, juris, Rn. 36).

II. Die Festsetzung des Gegenstandswerts für die anwaltliche Tätigkeit ist auf § 37
Abs. 2 Satz 2, § 14 Abs. 1 RVG in Verbindung mit den Grundsätzen über die Festset-
zung des Gegenstandswerts im verfassungsrechtlichen Verfahren gestützt (vgl.
BVerfGE 79, 365 <368 ff.>; BVerfG, Beschluss der 3. Kammer des Ersten Senats
vom 26. Januar 2011 - 1 BvR 1671/10 -, juris, Rn. 8). Im Hinblick auf die objektive Be-
deutung der Sache ist ein Gegenstandswert von 10.000 Euro angemessen.

Diese Entscheidung ist unanfechtbar.

Voßkuhle König Maidowski
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